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Die Abstimmungsvorlage zur 
Parkordnung ist das Resultat 
von gemeinsamen Gesprªchen 
zwischen den Verkehrs- und 
Umweltverbªnden, dem Gewer-
beverband, der Handelskammer 
und der Verkehrsliga. Trotz der 
damaligen Einigung(!), haben 
die Handelskammer und der Ge-
werbeverband das Referendum 
gegen den mit grossem Mehr 
verabschiedeten Grossratsbe-
schluss ergriffen und damit ihren 
eigenen Kompromiss abgelehnt. 
Es handelt sich also um einen 
parlamentarisch ausgewogenen 
Vorschlag ï keineswegs um eine 
Ăgr¿neñ Lºsung. 

Die Stadtbevºlkerung von Ba-
sel hat mit 341 Fahrzeugen pro 
1ó000 Einwohner den schweizweit 
tiefsten Motorisierungsgrad (CH-
Schnitt: 523); mehr als die Hªlfte 
aller Haushalte verf¿gt ¿ber kein 
eigenes Auto.
Demgegen¿ber hat es in Basel-
Stadt ca. 100ó000 Parkplªtze. Der 
Grossteil davon ï rund 64ó000 
ï entfªllt auf private Parkplªtze. 
Insgesamt kann der Kanton also 
gegen 33ó000 Parkplªtze bewirt-
schaften. Unter Bewirtschaftung 
wird zeitliche Limitierung der Park-
dauer und/oder das Einverlangen 
von Geb¿hren verstanden. Bei 
21ó000 Parkplªtzen geschieht dies 
in der einen oder anderen Form be-
reits heute. Neu hinzu kªmen also 
12ó000 Parkplªtze. K¿nftig soll es 
grundsªtzlich keine Parkplªtze auf 
Allmend mehr geben, die nicht ent-
weder ¿ber eine Geb¿hr und/oder 
die Zeit bewirtschaftet werden. 

Die Ziele der Parkord-
nung sind: Reduktion des 
Parkplatzsuchverkehr (Schªt-
zungen: 30-50% des gesamten 
Verkehrs in den Quartieren) - 
ĂParkieren statt suchen!ñ: wer ei-
nen Parkplatz sucht, soll immer 
einen finden; Die Aufhebung 
der Dauerbelegung der weissen 
Parkplªtze (tags¿ber mit dem 
Privatwagen und nachts mit dem 
Arbeitsfahrzeug); Nutzung der 
Parkhªuser in der Innenstadt 
(es lohnt sich nicht mehr nach 

Parkraumbewirtschaftung in Basel - 
zur Abstimmung vom 13. Juni 2010

Gratisparkplªtzen zu suchen); 
Bevorzugung der Anwohner 
und des Gewerbes gegen¿ber 
Pendlern und Auswªrtigen mittels 
Anwohner- und Gewerbeparkkar-
ten f¿r die blaue Zone. 
Letztlich soll mit diesen Massnah-
men eine Verlagerung des moto-
risierten Individualverkehrs (Pend-
ler) hin zum ºffentlichen Verkehr 
erreicht werden. Damit verbunden 
ist neben der besseren Luft- und 
Lªrmqualitªt die Steigerung der 
Wohn- und Lebensqualitªt der 
StadtbewohnerInnen.

Nach einer dreijªhrigen Umset-
zungsdauer wird es noch folgende 
Parkplªtze geben: 
1. Weisse Zone geb¿hrenpflichtig, 
mit Zeitbeschrªnkung; 
2. Weisse Zone geb¿hrenfrei, mit 
Zeitbeschrªnkung (z.B. Kurzpar-
king vor einer Bankfiliale); 
3. Blaue Zone mit Anwohnerbe-
vorzugung (f¿r Nicht-Anwohner 
ab 90 Minuten nur mit Stadt- oder 
Besucherparkkarte); 
4. Gelbe Zone (Spezialvorschrif-
ten). 

Besucherinnen und Besucher kºn-
nen in Quartieren in der blauen 
Zone tags¿ber weiterhin in den 
ersten eineinhalb Stunden gratis 
parkieren. F¿r lªngere Aufenthalte 
tags¿ber kºnnen Halb- und Ganzta-
geskarten gelºst werden. Nachts ist 
dort das Parkieren wie bisher gratis. 
Parkplªtze innerhalb des Gross-
basler Cityrings und der Kleinbasler 
Kernzone sind ohne Ausnahme an 
allen Tagen und zu jeder Tages-
zeit geb¿hrenpflichtig. Es soll dort 
die Verlagerung der Fahrzeuge in 
die heute oft leerstehenden Park-
hªuser stattfinden und unnºtiger 
Suchverkehr vermieden werden.

Aus den Nettoeinnahmen der 
Parkkartenverkªufe und der 
Parkuhren wird ein Fonds f¿r 
Parkraum- und ¥V- Finanzierung 
geªufnet. Die Mittel aus diesem 
Fonds kºnnen zur Mitfinanzie-
rung von Quartierparkings- und 
Park&Ride-Anlagen sowie f¿r Vor-
haben des ºffentlichen Verkehrs 
verwendet werden, welche zu 
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einer Verlagerung vom motorisier-
ten Individualverkehr zum ºffentli-
chen Verkehr beitragen. 
 
Es ist schon sehr sonderbar, dass 
man sich auf eine Parkordnung 
am runden Tisch einigt und dann 
ein Teil der Teilnehmenden das 
Referendum ergreift. Der damals 
eingeleitete Konsens ist auf die 
Bed¿rfnisse des Gewerbes und 
der KMU eingegangen und sieht 
sehr g¿nstige Tarife f¿r die Gewer-
beparkkarte und eine Bevorzu-
gung bei den Parkvorschriften vor. 
Das Gewerbe soll nicht Parkplªtze 
suchen m¿ssen. 
Dass diese Karte nicht in der 
gesamten Region gilt, liegt wohl 
unter anderem an der vorgese-
henen restriktiven Basler Bewil-
ligungspraxis, die vorsieht, dass 
nur gekennzeichnete und ausge-
r¿stete Gewerbefahrzeuge eine 
Gewerbeparkkarte erhalten und 
keine Luxusgelªndefahrzeuge. 

Das Referendumskomitee sieht 
die Benachteiligung der KMU 
durch die neue Bewirtschaftung. 
Die Mitarbeiter kºnnen ihre Pri-
vatfahrzeuge nicht mehr gratis 
auf der Allmend abstellen. Das 
stimmt: es soll ja erreicht werden, 
dass der tªgliche Arbeitsweg mit 
dem ¥V zur¿ckgelegt wird. Dort 
wo private Parkplªtze zur Verf¿-
gung stehen, greift dieser Ansatz 
nat¿rlich nicht. Es steht den Mit-
arbeitenden frei eine Jahrespark-
karte oder jeweils Tagesparkkar-
ten zu lºsen. Die f¿r die Firmen-
fahrzeuge notwendige Parkkarte 
ist ¿bertragbar und auch f¿r jedes 
Fahrzeug lºsbar. Das Argument 
der fehlenden Koordination 
mit den Nachbargemeinden ist 
ebenso fadenscheinig: Fast alle 
umliegenden Gemeinden kennen 
bereits Parkordnungen ï in den 
meisten Fªllen viel restriktiver 
als das Basler Modell. Diese 
wurden zu einem gemeinsamen 
Ansatz eingeladen und die Zeit 
dazu ist nicht zu spªt. Es darf 
aber dadurch keinesfalls eine 
Hintert¿r, die den Zielsetzungen 
der Parkordnung zuwiderlaufen, 
eingef¿hrt werden.

Das Gesamtkonzept sieht keine 
Aufhebung von Parkplªtzen vor. 
Aus gr¿ner Sicht wªre dies aber 
sehr wohl zu Gunsten der Le-
bensqualitªt zu bef¿rworten. Die 
Finanzierung von Quartierpar-
kings durch die Einnahmen der 
Parkraumbewirtschaftungsfonds 
ist aber durchaus eine Mºglichkeit 
dies dann doch zu tun. Damit ver-
bunden wªre eine 1:1 Aufhebung 
von oberirdischen Parkplªtzen. 
Durch die vorgesehene Mitfinanzie-
rungsmºglichkeit von Park&Ride-
Anlagen in der Peripherie (auch 
ausserhalb des Kantons Basel-
Stadt) wird der Verkehr bereits weit 
ausserhalb auf den ¥V verlagert. 
Dies entlastet Basel vom Pend-
lerverkehr und ist ganz im Sinn 
gr¿ner Politik. Daneben kºnnen die 
Einnahmen auch zur Fºrderung 
des ¥V verwendet werden. 

Darum: JA zur Parkordnung! Sie 
ist neben anderen ein Element 
zur Umsetzung gr¿ner Politik in 
Basel-Stadt und soll zu mehr Le-
bensqualitªt in der Stadt f¿hren.

Michael W¿thrich 
Grossrat 

Gr¿ne Basel-Stadt, 
Prªsident UVEK

Pfeffer Kolumne:
Gute Beispiele m¿ssen auch 
von oben kommen

Kopenhagen ist gescheitert. Die 
Lºsung zur Klimaerwªrmung kam 
also nicht von oben. Nun hºrt man 
aus verschiedenen Kreisen, dass 
es eventuell nicht so schlimm sei: 
Ăwir kºnnen ja mit unserer Kauf-
kraft und Aktionen viel erreichenñ. 
Es stimmt. Aber die Not ist gross 
und die Verantwortung der Politik 
ist gefragt um schnell, schneller, 
am schnellsten gute Zeichen zu 
setzen. 

Wie wichtig Symbole sind, hatte der 
ehemalige amerikanische Prªsident 
Jimmy Carter (1977-1981) wohl ver-
standen. Anfang der siebziger Jahre 
ist Amerika von der ersten ¥lkrise 
stark betroffen. 1974 arbeitet Richard 
Nixon an einem Plan, die erneuba-
ren Energien zu entwickeln. Sein 
Nachfolger, Jimmy Carter, verºffent-
licht das Programm óSolar Americaô, 
das bis 2050 ein zu 100% auf erneu-
baren Energien basierendes Land 
vorsieht. Und 1979, als Zeichen f¿r 
sein Engagement, lªsst er auf dem 
Dach des weissen Hauses 32 ther-
mische Solar Panels installieren. Der 
Solarprªsident machte am Ende sei-
ner Amtsperiode einige Fehler und 
wurde nicht wiedergewªhlt. Seine 
Kollektoren sind dem Nachfolger 
ein Dorn im Auge, Ronald Reagan 
lªsst die Panels entfernen. Kein 
Wunder, denn die ¥llobby hatte die 
Wahlkampagne des kalifornischen 
Cowboys ýnanziert. 

Dieter Salomon, gr¿ner B¿rger-
meister von Freiburg in Breisgau, 
hat den Wert der Symbole auch 
verstanden. Auf dem Dach des frei-
burger Rathauses steht seit 2004 
eine 16,8 kWp Fotovoltaµkanlage, 
obwohl das Gebªude unter Denk-
malschutz steht. 
Die Bevºlkerung kann einiges  rich-
ten - aber nicht alles. Gute Beispiele 
m¿ssen auch von oben kommen. 

www.treehugger.com/ýles/2009/01/
jimmy-carter-solar-panels.php

Philippe Bovet
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Mirjam Ballmer 
Grossrªtin, 

Geschªftsleitung 
Gr¿ne Basel-Stadt

Noch dieses Jahr beginnt die ºf-
fentliche Planauflage des neuen 
Zonenplans. Er legt eigent¿-
merverbindlich Ort, Zweck und 
Mass der zulªssigen baulichen 
Nutzungen fest und ist somit 
nach dem Richtplan ein wichti-
ges Instrument, um die k¿nftige 
rªumliche Nutzung des Kantons 
zu planen. 

Die Ziele des neuen Zonenplans 
sind folgende: neue Wohnungen 
f¿r ¿ber 9ó000 Einwohner, Raum 
f¿r ¿ber 10ó000 neue Arbeitsplªtze, 
20 Hektaren neue, ºffentliche Frei-
rªume, langfristige Wachstums-
mºglichkeiten f¿r Universitªt und 
Spitªler, die Einf¿hrung von Natur- 
und Landschaftsschutzzonen und 
die Reduktion der Familiengªrten 
um 20%, entsprechend der Nach-
frage. 

Die Entwicklung der Basler Be-
vºlkerung in den letzten drei 
Jahrzehnten ist bekannt: Seit 
den 80er Jahren schrumpfte sie 
von weit ¿ber 200ô000 auf unter 
190ô000. Sie ist seit 2-3 Jahren 
wieder ansteigend (Bevºlkerungs-
zunahme im Mªrz 2010 um 217 
auf 191ô274). Der Trend wieder hin 
zum urbanen Leben ist allgemein 
erkennbar. 
Ein weiterer wichtiger Trend ist 
die Zunahme der Wohnþªche 
pro Person. Betrug diese 1980 im 
Durchschnitt noch 36 m2, so sind 
es im Jahr 2007 bereits 43 m2 pro 
Person. Diese Entwicklung ist ver-
heerend, denn damit haben wir im 
Kanton Basel-Stadt seit 1980 eine 
Flªche von 208 Fussballfeldern 
zusªtzlich f¿r Wohnraum verbaut. 
Die Politik ist gefordert, diesen 
Trend mit geeigneten Massnah-
men zu steuern.

Der Zonenplan hingegen muss die 
Entwicklungen aufnehmen und da-
f¿r sorgen, dass die vorhandenen 
Bodenressourcen optimal genutzt 
werden. Denn Stadtwohnen ist 
ºkologisch, Platz sparend und 
attraktiv. Als Beispiel: Im Vergleich 
zur umliegenden Agglomeration 
verbraucht der Agglomerations-
kern nur 135 m2 statt 312 m2 Bau-
þªche pro Person und die neuen 

Der neue Zonenplan: Chance f¿r eine gr¿ne Entwicklung Basels
Wohngebiete in der Stadt w¿rden 
sogar nur 36 m2 Bauþªche pro 
Person belegen. 

Das Zauberwort heisst Stadt-
randentwicklung
Mit 37 km2 hat der Kanton Basel-
Stadt sehr beschrªnkte Ausbau-
mºglichkeiten. Das ist aus politi-
scher Sicht zwar oft ein Nachteil, 
fordert aber die Raumplanung  und 
zwingt diese, geschickte Strategien 
zu entwickeln, um mehr Wohnraum 
zu schaffen und gleichzeitig nicht 
unkontrolliert Flªche zu verbauen. 

Der neue Zonenplan schlªgt dazu 
die Entwicklung der Stadtrªnder 
S¿d, Ost und Nordwest vor. Es 
wurden bereits Testplanungen mit 
Landschaftsplanern durchgef¿hrt, 
die Mºglichkeiten aufzeigen, wie 
die bisher wenig genutzten Stadt-
rªnder entwickelt werden kºnnten. 
Die Entw¿rfe zeigen das entschei-
dende Spannungsfeld auf: Ver-
dichtetes Bauen, Bodenverbrauch 
stoppen, Wege sparen und ver-
k¿rzen aber trotzdem gen¿gend 
Freiraum lassen, Gr¿nþªchen er-
halten oder sogar ausbauen und 
Wanderkorridore bilden f¿r Tiere 
und Pþanzen. Das ist die breite 
Palette von Forderungen, die 
aus gr¿ner Sicht unter einen Hut 
gebracht werden m¿ssen; keine 

Stadtrand Ost, gemªss der Zonenplanung liegt hier das grºsste Potential 
f¿r neue Wohnungen. 

einfache Aufgabe. 
Auch wir Gr¿nen m¿ssen uns ein 
paar Fragen stellen: Ist ein Gr¿n-
g¿rtel zwischen Basel und Riehen 
heute aus raumplanerischer Sicht 
noch sinnvoll? Kann dieser seine 
ºkologischen und nutzerischen 
Funktionen noch erf¿llen? Wie 
viele Familiengªrten braucht es 
und ist deren Nutzungsform noch 
angebracht? Kºnnen wir uns 
leisten soviel Frei- und Gr¿nraum 
privat zu nutzen?

Diese Fragen m¿ssen diskutiert 
und schliesslich vom Zonenplan 
beantwortet werden. Bereits im 
Richtplan haben die Gr¿nen die 
optimale Nutzung der Freirªume, 
ein Hochhauskonzept und kom-
pensatorische raumplanerische 
Massnahmen in der Region ge-
fordert. Ein Beispiel daf¿r ist der 
Landschaftspark Wiese. Ein Frei- 
und Gr¿nraum, welcher ¿ber einen 
Staatsvertrag mit Deutschland ge-
regelt wird. Dessen Vorbildcharak-
ter muss nun noch im Zonenplan 
eigent¿merverbindlich festgehal-
ten werden. 
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Werden hier in der Birmannsgasse alle Einstellplªtze noch f¿r Autos be-
n¿tzt oder sind es Abstellrªume? W¿rde das Baudepartement die Auto-
bed¿rfnisse der Garagenbesitzer analysieren, so kºnnte man zusammen 
mit Mobility Autos auf der Strasse f¿r die ehemaligen Garagenbesitzer und 
Quartierbewohner zur Verf¿gung stellen. Das kleine Parkhaus liesse sich 
sanieren und aufstocken. Laut Google-Earth betrªgt seine Bodenflªche 
circa 150 m2. Die Besitzer solcher Parkmºglichkeiten sollten nicht verges-
sen, dass die Mietzinse f¿r Wohnungen hºher sind als f¿r Parkplªtze. 

F¿r Klimaexperten stehen 
beinah alle Ampeln auf rot. Im 
Bausektor ist alles beim Alten. 
Es werden weiterhin am liebsten 
neue Wohneinheiten oder B¿ros 
mit Parkierflªchen gebaut. Man 
ist sogar bereit Familiengªrten 
zu diesem Zweck zu opfern. Eine 
andere Baupolitik, gekoppelt 
mit einer echten Minderung des 
Autoverkehrs, wªre gew¿nscht 
und kºnnte viel bringen. 

Geht man óeyes wide openô durch 
die Basler Strassen, so entdeckt 
man Flªchen, wo man sich wirk-
lich fragt, warum man hier nicht 
zu optimieren versucht. Mit einer 
engagierten Baupolitik, die auch 
versucht den Platz des motori-
sierten Verkehrs zu reduzieren, 
kann man einiges erreichen. Eine 
solche Politik verlangt Kontakte 
mit den Besitzern, Diskussionen, 
Ratschlªge, Fºrderungené und 
Mut. Wªre es nicht Zeit mit eini-
gen Pilotprojekten zu beginnen? 
Auf dieser Seite werden zwei 
Beispiele aus Grossbasel vorge-
stellt.

Verdichtung? Ja, aber óeyes wide openô

Am Haupteingang des Felix-Platter Spitals (Burgfeldstrasse) sind 88 num-
merierte Besucherparkplªtze vorhanden. An anderen Ecken des Gelªndes 
stehen andere Oberflªcheparkmºglichkeiten. Vor dem Haupteingang hªlt 
die Tramlinie 3 und an der Luzernerringseite halten die Buslinien 36 und 
38. Dank Google-Earth kann man berechnen, dass diese 88 Parkplªtze 
und die dazwischen liegenden Wege eine Bodenflªche von mindestens 
16ô000 m2 belegen. Also fast 2 Hektaren warten auf etwas vern¿nftigeres 
als abgestellte Autos.

Philippe Bovet 
Journalist, Vorstand 

Gr¿ne Basel-Stadt
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Initiative Ăgegen den Mobilfunkantennen-Wildwuchsñ und  
Gegenvorschlag - zur Abstimmung vom 13. Juni 
Die Initiative Ăgegen den Mobil-
funkantennen-Wildwuchsñ for-
dert nebst der Eindªmmung des 
Wildwuchs, Mobilfunkanlagen in 
Wohngebieten und ¿berall dort, 
wo sich Menschen aufhalten, 
auf das absolut Notwendige zu 
beschrªnken. Die optimale Ko-
ordination der Mobilfunkstand-
orte soll durchgesetzt, Risiken 
vermieden und bekannte oder 
nicht geklªrte Beeintrªchtigun-
gen von Gesundheit und Wohl-
befinden auf ein Minimum re-
duziert werden. Zudem soll ein 
Strahlenbelastungskataster auf-
gebaut werden und eine ûûgute 
Gesamtwirkungüü in Bezug auf 
 sthetik erreicht werden. 

Der Regierungsrat hat auf die Ini-
tiative mit einem Gegenvorschlag 
geantwortet, der jedoch einen Teil 
der Anliegen der Initiative nicht be-
r¿cksichtigt. Darauf hat eine Min-
derheit der Umwelt- Verkehr und 
Energiekommission (UVEK) ver-
sucht, diese Anliegen aufzugreifen 
und im Rahmen der gesetzlichen 
Mºglichkeiten die Initiative um-
zusetzen. Der Grosse Rat lehnte 
aber dieses Minderheitenanliegen 
der UVEK ab. Deshalb hat das 
Komitee in der Folge die Initiative 
nicht zur¿ckgezogen. 

Es verdichten sich Hinweise, 
dass Mobilfunkstrahlung schon 
unterhalb der geltenden Grenz-
werte gesundheitsschªdigend 
sein kann. Hinweise gibt es auf 
Genotoxizitªt, Hirntumorrisiko 
bei Langzeitnutzung und Beein-
trªchtigung des kognitiven Ver-
haltens. Eine aktuelle ¦bersicht 
¿ber Genotoxizitªt von Mobilfunk 
zeigt, dass von 101 Arbeiten 42 
einen Effekt nachweisen. Wenn 
wir mºgliche Erbgutschªden 
in Betracht ziehen, spielen wir 
heute Ărussisch Rouletteñ. Sollte 
die Mehrheit der Untersuchungen 
Recht behalten, so haben wir 
Gl¿ck gehabt. Andernfalls geht 
es um nichts weniger als unsere 
Nachkommen! Die Ă rztinnen 
und  rzte f¿r den Umweltschutzñ 
empfehlen eine Grenzwertsen-

kung als Vorsorgeempfehlung zur 
Reduktion der Belastung. Es soll 
nicht 100 Jahre gewartet werden 
wie dies beim Asbest der Fall war. 
Dort gab es bereits 1898 die ers-
ten Warnungen, 1906 die ersten 
Toten und es dauerte 100 Jahre 
bis zum Verbot. 

Im regierungsrªtlichen Bericht 
steht, dass Einþ¿sse von Mo-
bilfunkstrahlung unterhalb der 
geltenden Grenzwerte nachweis-
bar und schªdigende Wirkungen 
belegt sind, dass die Immissions-
grenzwerte den Kriterien des Um-
weltschutzgesetzes aber trotzdem 
gen¿gen und dem Restrisiko mit 
den Anlagegrenzwerten gen¿-
gend Rechenschaft abgelegt wird; 
zusªtzliche Minimierung liege in 
der Eigenverantwortung der Nut-
zerinnen oder des Nutzers. Es 
muss betont werden, dass auf die 
permanent strahlenden Basisstati-
onen des Mobilfunks die Nutzerin 
oder der Nutzer keinen Einþuss 
haben: das eigene Mobiltelefon 
kann ausgeschaltet oder gar auf 
den Gebrauch verzichtet werden. 
Die Basisstation sendet aber wªh-

rend 24 Stunden an 365 Tagen. 
Und hier setzt die Mobilfunkiniti-
ative an: Mobilfunkanlagen sollen 
in Wohngebieten und ¿berall dort, 
wo sich Menschen aufhalten, 
auf das absolut Notwendige be-
schrªnkt werden. 

Der Bericht des Regierungsrats 
zeigt, dass ein gewisses Problem-
bewusstsein vorhanden ist. Bei 
der genauen Lekt¿re kommt man 
aber zum Schluss, dass die vorge-
schlagene Lºsung mehr als d¿rftig 
ist. Gemªss dem Gegenvorschlag 
des Regierungsrates soll der Kan-
ton den weiteren Ausbau optimie-
ren, indem er seine Liegenschaf-
ten als Antennen-Standort zur 
Verf¿gung stellt. Die Absicht ist 
also, die Belastung zu reduzieren, 
wenn eine Antenne auf einer kan-
tonalen statt einer privaten Liegen-
schaft steht. Diese Absicht ist sehr 
zu begr¿ssen. Es braucht aber 
eine verbindliche Regelung, um 
die Strahlenbelastung tatsªchlich 
zu reduzieren. Ohne eine solche 
Regelung bleiben alle bisherigen 
Anlagen mit der maximal zulªs-
sigen Strahlung bestehen und 

Blick nach oben und schon sieht man ¿berall Mobilfunkanlagen. Sie sen-
den wªhrend 24 Stunden an 365 Tagen.
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Michael W¿thrich 
Grossrat Gr¿ne 

Partei Basel-Stadt, 
Prªsident UVEK

zusªtzlich werden Liegenschaften 
im Verwaltungsvermºgen und auf 
Allmend zur Verf¿gung gestellt. 
Dies f¿hrt - da mehr Anlagen ohne 
verbindliche Beschrªnkung in 
Betrieb genommen werden - un-
weigerlich zu einer Erhºhung der 
Gesamtstrahlenbelastung.  

Zurzeit beýnden sich 2/3 aller Ba-
sisstationen auf privaten und 1/3 
auf kantonalen Liegenschaften. 
Allgemein gelten die Grenzwerte 
der NISV des Bundes ï beispiels-
weise f¿r private Liegenschaften. 
Der Kanton kann f¿r seine Ge-
bªude und Allmend im Mietvertrag 
tiefere Werte vorschreiben (ne-
benbei: auch ein privater Liegen-
schaftsbesitzer kºnnte dies tun!). 
Der Handlungsspielraum auf kan-
tonaler Ebene ist weit grºsser als 
dies vom Regierungsrat postuliert 
wird. Man kann das Konzept des 
Gegenvorschlages nachvollziehen 
ABER man m¿sste den Vorschlag 
konkretisieren und eine verbindli-
che Belastungsgrenze setzen. 

Die Mºglichkeiten des Kantons 
zu einer wirklichen Strahlenbelas-
tungsreduktion d¿rfen nicht unter-
schªtzt werden: Da er ¿ber viele 
Gebªude verf¿gt und diese sich 
an f¿r Mobilfunkbetreiber sehr at-
traktiven Lagen beýnden, kann er 
hier steuernd eingreifen. Er kann 
durch Anreizsysteme die Mobil-
funkbetreiber dazu bewegen, auch 
auf privaten Liegenschaften die 
Leistung zu reduzieren und damit 
der Hauptforderung der Initiative 
nachkommen. Die Breitenwirkung 
auf private Eigent¿mer sollte 
dabei nicht unterschªtzt werden. 
Basel-Stadt kºnnte so ein Vorbild 
f¿r den sanften Mobilfunk werden. 
Neue Technologien wie Mikro- und 
Femtozellen am jetzt im Ausbau 
stehenden Glasfasernetz kºnnen 
Tiefgaragen und Keller abdecken 
und die auf den Dªchern stehen-
den Antennen m¿ssen nicht mehr 
derart stark strahlen, dass sie 
dicke Betondecken im dritten Un-
tergeschoss durchdringen.
Wenn eindringlich vor der 
Strahlungsgefahr gewarnt wird, 

so sollen unnºtige Dienste wie 
Fernsehen auf dem Handy nicht 
als Begr¿ndung f¿r mehr Antennen 
stehen.  Die gesundheitlichen 
Bedenken m¿ssen prioritªr 
behandelt werden. F¿r das 
normale Telefonieren und das 
Internet reicht erwiesenermassen 
sanfter Mobilfunk. 

Daher: JA zur Initiative Ăgegen den 
Wildwuchs bei Mobilfunkantennenñ 
und bei der Stichfrage ĂInitiativeñ. 

Der Gegenvorschlag sollte sogar 
abgelehnt werden, da dieser das 
bis anhin g¿ltige Moratorium f¿r 
Antennen auf kantonalen Gebªuden 
aufhebt und eine (rechtlich 
unverbindliche) ĂMobilfunk-Policyñ 
in Kraft setzt. 

Landhof-Abstimmung - Verbunden 
werden auch die Schwachen mªchtig
Verbunden durch das gemein-
same Ziel, den Landhof als grosse 
gr¿ne Oase in Basel zu erhalten, 
konnte die Abstimmung vom 7. 
Mªrz deutlich gewonnen werden. 
Zahlreiche Organisationen und 
Einzelpersonen unterst¿tzten die 
von den Gr¿nen 2006 lancierte In-
itiative mit grossem Engagement. 
Ein Engagement, welches ¿ber 
die Parteigrenzen hinausging. 
Mit dem klaren Ziel vor Augen, 
dem dicht besiedelten Kleinbasel, 
seinen letzten grossen Gr¿nraum 
zu erhalten. Die einmalige Chance 

Jubelnde Kinder nach der Landhof-Abstimmung. Sie kºnnen den Land-
hof weiterhin als ihr Revier benutzen. Foto Mirko Ulbl

Thomas 
Grossenbacher
 Grossrat Gr¿ne 
Initiativkomitee 

Landhof

f¿r das Kleinbasel durfte nicht 
verpasst werden. Rasch bildete 
sich ein breit abgest¿tztes Initia-
tivkomitee, welches ausgezeich-
net zusammenarbeitete und mit 
guten Ideen einen fantasievollen 
Abstimmungskampf f¿hrte. Allen 
Engagierten sei ein herzlicher 
Dank ausgesprochen.
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Mit Marianne Hazenkamp, Thomas 
M¿hlemann und Andreas Tereh 
sitzen erstmals drei Personen der 
Gr¿nen Partei im Einwohnerrat 
Riehen (+ 1), das bedeutet Frak-
tionsstªrke. Wªhrend wir bisher 
eine enge und gute Zusammen-
arbeit mit der SP hatten, werden 
wir in der neuen Legislatur als 
eigene Fraktion auftreten, ohne 
die Zusammenarbeit mit der SP 
aufzugeben. 
Dadurch, dass wir nun eine ei-
gene Fraktion bilden, haben wir 
das Recht, in allen sechs (statt 
in zwei von bisher vier) Kommis-
sionen Einsitz zu nehmen. Wir 
werden jetzt auch im Ratsb¿ro, 
in der Geschªftspr¿fungs- und 
in der Petitionskommission - mit 

Die Gr¿nen haben in Riehen erstmals Fraktionsstªrke

Bei der Gemeinderatswahlen f¿hrte 
das Gr¿ne B¿ndnis einen eigenen 
Wahlkampf, hatte aber eine ge-
meinsame Liste mit der SP und der 
EVP. Im ersten Wahlgang konnten 
wir unerwartet gut mitmischen, be-
legte doch Marianne Hazenkamp 
den 6. Platz (bei 6 zu vergebenden 
Plªtzen). Im zweiten Wahlgang 
schn¿rten die B¿rgerlichen mit 
der SVP ein Pªckli - dies auf An-
regung der Kantonalparteien, einen 
Versuchsballon zu starten. Leider 
ging diese Strategie auf und die 
CVP (die sich im ersten Wahlgang 
zusammen mit der GLP noch von 
den B¿rgerlichen distanzierte) 
schnappte der SP einen Sitz weg. 

Schlussendlich geht es aber um 
eine gr¿ne Sachpolitik, die meis-
tens von der Bevºlkerung mitge-
tragen wird. Beispielsweise haben 
wir als einzige Partei alle drei 
kommunalen Abstimmungen des 
letzten Jahres gewonnen. Und 
jetzt sieht es danach aus, dass 
es çGr¿nè weitergeht: Die Abstim-
mung ¿ber das çNaturbadè im 
April wurde gewonnen und nach 
einem historischen Entscheid im 
Einwohnerrat ein grosser Teil des 
Baulandes im Moostal gekauft, 
ohne dass ein Referendum ergrif-
fen wurde. Dabei wurde mit 3/4 
Mehrheit die Bebauungsvariante 

Marianne Hazenkamp 
Einwohnerrªtin,

 Prªsidentin Gr¿ne 
Riehen J
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des Gemeinderats auf die Seite 
geschoben und die Variante der 
Sachkommission SVU (Siedlungs-
entwicklung, Verkehr, Versorgung 
und Umwelt) dem Gemeinderat 
empfohlen. Diese Variante geht 
in Richtung der Neuen Moostali-
nitiative, die eine grºsstmºgliche 
Freihaltung will. Diese Initiative 
wurde unter der Federf¿hrung 
eines ¿berparteilichen Komitees 
(Co-Prªsidium Hansruedi Bren-
ner und Marianne Hazenkamp) 
im letzten Sommer lanciert und 
auch in die ¦berlegungen der 
SVU miteinbezogen. Am 16. 
April konnten wir die Initiative mit 
knapp 1ô400 Unterschriften einrei-
chen. Als fr¿hlingshaftes Symbol 

Andreas Tereh
Einwohnerrat,

 Vorstand Gr¿ne 
Basel-Stadt

Prªsidium - vertreten sein. Dies 
erfordert grosses Engagement, 
welches wir mit Freude angehen 
werden.

Aktuelle Themen f¿r die Gr¿nen 
sind die Entwicklungen im Moos-
tal und Stettenfeld, welche von 
einer unkontrollierten Bebauung 
bedroht sind. Riehen leidet unter 
einem Verkehrsproblem, welches 
wir primªr mit der konsequenten 
Fºrderung der S-Bahn angehen 
wollen, sowie mit Temporeduk-
tionen in Wohnstrassen und der 
Aufwertung der Veloverbindungen 
und Infrastruktur. Weitere Themen 
sind der Baumschutz, der Erhalt 
wertvoller alter Liegenschaften  
und die Energiepolitik.

Der Einwohnerrat hat einen mar-
kanten Rutsch nach Rechts erlebt, 
was unsere Arbeit nicht leicht ma-
chen wird. Es ist bekannt, dass in 
Riehen die Baulobby sehr stark 
mit der Politik verfilzt ist. Wir wer-
den uns an Teilerfolgen freuen 
m¿ssen, hoffen aber, dass wir hin 
und wieder auch einen richtigen 
Erfolg feiern kºnnen. Im Wahl-
kampf hat der Populismus gesiegt 
- wir engagieren uns daf¿r, dass 
die Vernunft dennoch nicht auf der 
Strecke bleibt. 

f¿r den Neuanfang im Kapitel 
çMoostalè wurde der Gemeinde 
auch ein Kirschbaum ¿berreicht. 
Der Kirschbaum - typisch f¿r das 
Landschaftsbild in Riehen - soll 
auch ein Zeichen sein f¿r die Er-
haltung der Natur und den sorgfªl-
tigen Umgang mit den nat¿rlichen 
Ressourcen f¿r die zuk¿nftigen 
Generationen.

Vielen Dank an alle! Auch f¿r die 
Zukunft...

Gemeinderatswahlen und Sachpolitik

Einreichung der Moostalinitiative 16. April 2010. An vorderster Front die 
Co-Prªsidentin des Initiativkomitee Marianne Hazenkamp. 
Foto Pauline Hazenkamp.
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H F¿r nachhaltige Energiegewinnung; f¿r sparsamen 
Energiekonsum; gegen AKWs
Unser Jahresthema (siehe Titel), 
welches wir auf vielseitige Weise 
und mit viel Elan und Kreativitªt 
verfolgen, stand im Mittelpunkt 
unserer Retraite vom 12./13. 
Mªrz in einer Waldh¿tte in der 
Nªhe von Gelterkinden. Die Mit-
glieder des jgb haben Energie 
getankt, viele Ideen ausgebr¿tet 
und vor allem gearbeitet.

Neben dem Jahresthema began-
nen wird die Planung des  Treffens 
der jungen gr¿nen Schweiz. Die-
ses findet an einem Wochenende 
im September in Basel statt und 
wird sich um das Thema AKW/
erneuerbare Energie drehen. Un-
ser Jahresthema wird uns also 
auch hier begleiten und wir hoffen, 
dass unsere guten Ideen und er-
folgreiche Aktionen so in die ganze 
Schweiz hinausgetragen werden. 

Am 27. Mªrz von 20:30 bis 21:30 
Uhr fand die Aktion Globales Lich-
terlºschen f¿r das Klima statt, die 
so genannte Earth hour. Der WWF 
will mit dieser Aktion ein Zeichen 
setzen f¿r Stromsparen und den 
Klimaschutz.
Vor allem die grossen Wahrzei-
chen der Stªdte sollten f¿r eine 
Stunde nicht beleuchtet werden. 
Diese riesigen Gebilde werden oft 
mit grossem Energieaufwand und 
vºllig grundlos die ganze Nacht 
¿ber beleuchtet.
Stªdte wie Berlin, Paris, New York 
sowie 30 Stªdte und Gemeinden 
in der Schweiz beteiligten sich an 
der Aktion. Das Brandenburger 
Tor, der Eiffelturm, das Empire 
State Building sollten im Dunkeln 
liegen... Und Basel macht nicht 
mit?! 

Als wir dies mitbekommen haben, 
waren wir empºrt. Frei nach un-
serem Motto Ămache statt motzeñ 
haben wir Ideen f¿r eine Aktion 
gesucht. Weil die Zeit drªngte, 
entschieden wir uns f¿r eine kleine 
Aktion in der Gerbergasse.
Per Mail und Flyer luden wir zu 
einem Spielabend in der Gerber-
gasse ein. Wenn Basel schon 
nicht mitmachte, wollten wir min-
destens unsere Lichter zu Hause 

ausgeknipst lassen und das vor-
handene Licht der Schaufenster 
und Strassenlaternen nutzen. 
Light sharing sozusagen!
Wir legten Plachen. Machten es 
uns auf Kissen mit Spielkarten 
und Eile mit Weile gem¿tlich. Dazu 
fragten wir auf ausgelegten Plaka-
ten: Ăbei uns zu hause ist das Licht 
aus, und bei dir?ñ
Neben dem Spielen kamen wir 
immer wieder mit einigen Leuten 
ins Gesprªch. Dies war sehr span-
nend, da die meisten nicht unse-
rem Ăgewºhnlichen Zielpublikumñ 
entsprachen. 
Zum Beispiel eine Gruppe Ju-
gendliche, die mit dem Begriff: 
junge Gr¿ne oder linke Politik gar 
nichts anzufangen wusste und 
sich dann doch auf ein Gesprªch 
einliess und anfing sich ¿ber un-
sere ¦berzeugungen Gedanken 
zu machen... 
Diese Episoden und unser ge-
m¿tliches Beisammensein liess 
uns mit dem Gef¿hl zur¿ck, eine 
gelungene Aktion geplant und 
durchgef¿hrt zu haben.

Dies trºstete uns ein bisschen 
dar¿ber hinweg, dass Basel Ăals 
linke und gr¿ne Stadtñ nicht an 
dem WWF- Aufruf teilgenommen 
hatte.

Nicht nur mit Strassenaktionen 
macht das jgb von sich hºren. 
So ist Ende Mªrz ein Gastbeitrag 
Artikel von unserer Co-Prªsidentin 
Anina Ineichen in der BaZ erschie-
nen. Sie forderte Basel auf, dem 
Komitee ĂM¿hleberg Ver-fahrenñ 
beizutreten, welches eine Stillle-
gung des AKW M¿hleberg fordert. 
Nachzulesen auf unserer Website: 
www.jungesgruenesbuendnis.ch

Apropos: Unsere Website be-
kommt einen neuen Anstrich ver-
passt und es lohnt sich demnªchst 
doppelt bei uns vorbeizuschauen!

ĂGlob©les Lichterlºschen?ñ Auf kreative Weise beteiligten wir uns an der 
Aktion, B©le leider nicht.

Lena Signer
Vorstand junges 
gr¿nes b¿ndnis 

nwch (jgb)



grüner pfeffer - Informationsbulletin der Grünen Basel-Stadt  Nr. 02 | 2010 10 grüner pfeffer - Informationsbulletin der Grünen Basel-Stadt Nr. 02 | 2010  11

2010 Internationales Jahr der Biodiversitªt
Die UNO-Generallversammlung 
hat das Jahr 2010 zum interna-
tionalen Jahr der Biodiversitªt 
erklªrt. 1992 wurde von der 
internationalen Staatengemein-
schaft in Rio de Janeiro das 
Ă¦bereinkommen ¿ber die Bio-
logische Vielfaltñ abgeschlos-
sen. Die Schweiz hat dieses 
Abkommen 1994 ratifiziert und 
sich damit verpflichtet, den 
R¿ckgang der Biodiversitªt zu 
stoppen und die vorhandene 
Vielfalt zu nachhaltig auch f¿r 
zuk¿nftige Generationen zu er-
halten. 

Seit das Abkommen ¿ber die Bi-
ologische Vielfalt unterzeichnet 
wurde, sind weltweit grosse An-
strengungen unternommen wor-
den, um das Aussterben von Arten 
und die Zerstºrung von Lebensrªu-
men zu verringern. Es ist aber eine 
traurige Tatsache, dass das nicht 
gen¿gt. Weltweit sterben nach wie 
vor Arten aus und das mit einer 
Rate, die um mehrere Grºssenord-
nungen hºher ist, als der nat¿rliche 
Artenschwund. Die Menschheit ist 
daran, die Grundlagen der eigenen 
Kultur und Lebensweise zu zerstº-
ren.

Biodiversitªt ist mehr als Arten-
vielfalt. Die Vielfalt des Lebens 
lªsst sich auf mehreren Ebenen 
beschreiben. Dazu gehºrt die Viel-
falt der ¥kosysteme (Gewªsser, 
Wald, Alpen etc.), die Vielfalt der 
Arten (Tiere, Pflanzen, Mikroor-
ganismen), die Vielfalt der Gene 
(Rassen und Sorten von wildle-
benden und genutzten Arten), und 
schliesslich die Vielfalt der Wech-
selbeziehungen zwischen den 
genannten Ebenen.

Der Wert von Biodiversitªt
Die Vielfalt des Lebens ist ein Wert 
an sich und f¿r ihren Erhalt haben 
wir Menschen eine moralische Ver-
antwortung. Diese Vielfalt ist aber 
auch schºn und eine Quelle von 
Freude, Inspiration und Erholung 
f¿r uns Menschen. Biodiversitªt 
hat aber auch einen ºkonomischen 
Wert der sich messen lªsst. Dieser 
Wert kommt davon, dass die Natur 
- ihre vielfªltigen ¥kosysteme und 

die Vielfalt dieser ¥kosysteme 
selbst - Leistungen erbringt, von 
denen der Mensch profitiert und 
deren Wert erst ins Bewusstsein 
kommt, wenn sie fehlen. So sor-
gen beispielsweise artenreiche 
Lebensgemeinschaften vor allem 
in Berggebieten daf¿r, dass die 
Erosion auch an steilen Hªngen 
gering bleibt. Ohne die vielfªltigen 
Bodenorganismen w¿rden tote 
Pflanzen und Tiere und menschli-
che Schadstoffe und Abfªlle nicht 
abgebaut. Pflanzen entfernen 
Treibhausgase, sorgen durch Ver-
dunstung f¿r Feuchtigkeit und sen-
ken so die Temperatur an der Erd-
oberflªche. Vielfªltige Auenwªlder 
und Moorflªchen wirken als Schutz 
vor Hochwasserspitzen und spei-
sen das Grundwasser. Ein Viertel 
der verordneten Medikamente ent-
halten Wirkstoffe, die aus Pflanzen 
gewonnen wurden. Viele der nicht 
direkt aus der Natur stammende 
Wirkstoffe haben ein nat¿rliches 
Vorbild. 99% der Schªdlinge in der 
Landwirtschaft werden von nat¿rli-
chen Feinden wie Vºgel, Spinnen, 
parasitische Wespen, Fliegen und 
Pilzen in Schach gehalten. Arten-
reiche ¥kosysteme sind auch viel 
weniger empfindlich auf klimati-
sche Extremereignisse. Es gibt 
also eine Vielzahl von Gr¿nden die 
Biodiversitªt zu sch¿tzen.

Biodiversitªt Schweiz
Das Forum Biodiversitªt der 
Schweizerischen Akademie 
der Naturwissenschaften (scnat) 
verºffentlichte soeben eine breitan-
gelegte Studie, in welcher die Ver-
ªnderungen der Biodiversitªt in den 
letzten Hundert Jahren dargestellt 
sind. Die Talsohle ist nicht erreicht, 
der Verlust der Biodiversitªt konnte 
trotz allen Anstrengungen insge-
samt nicht gestoppt werden. In den 
letzten 20 Jahren konnte bei vielen 
Arten und einigen Lebensrªumen 
der Bestandesr¿ckgang und Flª-
chenverlust gebremst werden, es 
gibt in wenigen Einzelfªllen sogar 
eine positive Entwicklung. Diese 
eigentlich erfreuliche Entwicklung 
fand aber auf einem tiefen Bio-
diversitªtsniveau statt. Vor allem 
im Mittelland ist die Biodiversitªt 
in einem bedenklichen Zustand. 

Wenn man bedenkt, dass z.B. seit 
1850 die Auengebiete um 70%, 
Moore seit 1900 um 82% und Tro-
ckenwiesen und Weiden um 95% 
geschrumpft sind, kann man sich 
vorstellen, wie gross der Biodiversi-
tªtsverlust tatsªchlich ist. So stehen 
denn auch 40% der entsprechen-
den Pflanzen und 50% der dort 
lebenden Tierarten auf den Roten 
Listen. Zudem nimmt die Qualitªt 
der verbliebenen Flªchen ab. Nur 
im Wald sind wirklich positive Ent-
wicklungen auszumachen, weil hier 
seit einigen Jahrzehnten ein natur-
naher Waldbau betrieben wird. 

Die Schweiz verf¿gt schon heute 
¿ber gute gesetzliche Grundlagen 
und erfolgreiche Massnahmen 
zur Erhaltung der Biodiversitªt. 
Offenbar ist das aber nicht aus-
reichend und die Umsetzung ist 
oft Mangelhaft. Zur Zeit arbeitet 
der Bund, nach jahrelanger Lob-
byarbeit, an einer umfassenden 
Biodiversitªtsstrategie. Man darf 
gespannt sein und es wird weitere 
politische Anstrengungen brau-
chen, um die Strategie zu verab-
schieden und daf¿r zu sorgen, 
dass sie kein Papiertiger bleibt. 

J¿rg Stºcklin
 Prªsident Gr¿ne 

Partei Basel-Stadt 

Das Biodiversitªtsjahr bietet 
viel Gelegenheit sich zu infor-
mieren. 
Weitere Infos zum Thema 
Biodiversitªt gibt es unter: 

http://www.biodiversitaet2010.ch
http://www.biodiversity.ch

Buchtipp:
Thibaut Lachat u.a. (Hg.). 
Der Wandel der Biodiversitªt in 
der Schweiz seit 1990. 
Ist die Talsohle erreicht? 
Haupt-Verlag, Bern 2010, 350 S, 
Fr. 36.ï
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Der Klimawandel rast; er wird 
die nat¿rliche Wanderung und 
die Evolutionsgeschwindigkeit 
unserer Baumarten an ihr Limit 
bringen und hoffentlich nicht 
¿berholen. Kommen lange D¿rre-
perioden? Frost im spªten Fr¿h-
ling? Wie sich das Klima genau 
verªndert, kann die Wissenschaft 
jedoch nicht voraussagen.

Biodiversitªt, die Versicherung 
unserer Wªlder
Der wertvollste Trumpf f¿r den 
Wald ist die Biodiversitªt: Je 
mehr Baumarten, desto hºher die 
Chance, dass einige mit den ver-
ªnderten Wachstumsbedingungen 
mithalten kºnnen. Und je diverser 
die Arten (beispielsweise gerade/
krumme, spªt-/fr¿hbl¿hende, klein-
/grossblªttrige Buchen), desto 
grºsser die Wahrscheinlichkeit, 
dass sich in Reaktion auf die Um-
weltverªnderungen einige ange-
passte Sorten entwickeln. 

Der Wald hªlt eine Schl¿sselpo-
sition f¿r die Biodiversitªt inne
Welche Bedeutung der Wald f¿r 
die Biodiversitªt hat, bestªtigt die 
neueste Studie des Forums f¿r 
Biodiversitªt: Er ist in der Schweiz 
der einzige Raum, in dem posi-
tive Entwicklungen ¿berwiegen 
(neueste Studie des Forums 
Biodiversitªt Schweiz, siehe auch 
Seite 10). Die im Wald lebenden 
Arten machen denn auch den 
kleinsten Teil auf der roten Liste 
aus.

Seltene Arten zieht es ans Licht
Bei allen unterschiedlichen Bed¿rf-
nissen der Waldlebewesen, eines 
ist den meisten gemeinsam: Es 
zieht sie in helle, sonnendurchflu-
tete Wªlder. Aus dichten, dunklen 
Bestªnden dagegen fl¿chten sie. 
Holzentnahme durch gezielte forst-
liche Eingriffe kann deshalb Wunder 
wirken. Beispielsweise kommen in 
Ălichten Wªldernñ, eine Waldform 
die durch drastische Reduktion 
der Kronenbeschattung infolge 
Durchforstung entsteht, Orchideen 
vor. Aber auch herkºmmliche Wirt-
schaftswªlder sind f¿r die Arten-
vielfalt elementar: Gªbe es nur in 
Spezialreservaten und gepflegten 

Biodiverser Wald ist zukunftsfªhiger Wald

Waldrªndern Licht im Wald, hªtte 
das verheerende Folgen auf das 
Artenspektrum. Auch Lothar hat 
¿brigens f¿r Licht im Wald gesorgt 
ï auf den entstandenen Blºssen 
konnten seltene Pionierpþanzen 
wie Birken und Weiden ansamen.

Biodiversitªt in Reservaten mit 
Nutzungsverzicht
In der Nordwestschweiz bilden 
sich in Wªldern ohne menschliche 
Eingriffe ¿berwiegend reine Bu-
chenwªlder. Aus der Erforschung 
osteuropªischer Buchenurwªlder 
wissen wir jedoch: Die Biodiversitªt 
nimmt wªhrend der Aufbauphase 
drastisch ab, da das Kronendach 
schliesst und folglich das Licht fehlt. 
Nach ¿ber 100 Jahren zerfªllt der 
Wald jedoch baumgruppenweise. 
In der Folge wird er strukturreicher 
und lichter, die Biodiversitªt steigt 
ï bleibt aber in Buchenurwªldern 
eher kleiner als in Wirtschaftswªl-
dern. Waldreservate sind jedoch 
eine wichtige Ergªnzung zu unse-
ren Wirtschaftswªldern, deren Be-
obachtung hºchst spannend und 
lehrreich ist.

In diesem lichten Wald bei Arlesheim wachsen ºkologisch wertvolle 
Baumarten wie Mehlbeeren, Birken und Fºhren.

Marion Girod
Forstingenieurin ETH, 

Vorstand Gr¿ne 
Basel-Stadt

Ich w¿nsche mir eine ausgegli-
chene Waldwirtschaft
Die Naturschutzpolitik soll im Wald 
weiterhin Fortschritte erzielen. 
Dabei geht es nicht (nur) um die 
Quantitªt (Hektaren Waldreser-
vate, Meter aufgewerteten Wald-
rand), sondern um die Wirkung: 
Vergrºssern sich die Populationen 
von seltenen Arten wie Wald-
schnepfe, Wildbirne, Juraviper tat-
sªchlich? Daf¿r muss die Qualitªt 
der Naturschutzprojekte im Vor-
dergrund stehen. Ich w¿nsche mir 
auch, dass die Waldwirtschaft wie-
der kostendeckend arbeiten kann 
ï  damit die Biodiversitªt im Wald 
grossflªchig erhalten bleibt und der 
gr¿ne und darum wichtige Rohstoff 
Holz bei uns produziert wird. Daf¿r 
m¿ssen wir Geschªftsmodelle f¿r 
Forstbetriebe weiterentwickeln, 
offen sein f¿r rationelle Arbeits-
verfahren und unsere Zukunft mit 
Schweizer Holz bauen.
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 Kontaktformular der Gr¿nen Partei Basel-Stadt 
  o Ich will Mitglied werden! Jahresbeitrag 150.- (Reduktion f¿r Erwerbslose)
  o Ich interessiere mich f¿r die Gr¿ne Partei! Bitte nehmt mit mir Kontakt auf
  o Ich bestelle ein Abonnement f¿r den Gr¿nen Pfeffer! Fr. 25.--

 Name, Vorname: ......................................................................................................................................

 Strasse: ..........................................................................       Plz./Ort: ....................................................

 E-Mail: ............................................................................       Tel.:  ..........................................................

 Einsenden an:  Gr¿ne Basel-Stadt, Greifengasse 7, Postfach 1442, 4001 Basel
 E-Mail:  sekretariat@gruene-bs.ch
 
 Konto:   PC 40-19338-4
 Website:    www.gruene-bs.ch

Infomarkt und Varia

Interna

Termine

Details zu allen Veranstaltungen 
auf unserer neuen Website:  

www.gruene-bs.ch

Menschenstrom gegen 
Atom
Montag 24. Mai 2010
Aarau /Dªniken, ab 10.00 Uhr
Trinationaler Protestmarsch ge-
gen Atom. 
http://menschenstrom.ch

"

Abstimmungen

Kantonale Abstimmungen vom 
13. Juni 2010 

JA zum Grossratsbeschluss vom 
13. Januar 2010 betreffend Par-
kraumbewirtschaftung Basel-Stadt 
(siehe auch Seiten 2-3)

JA zur Initiative gegen den Mobil-
funkantennenwildwuchs
NEIN zum Gegenvorschlag
Stichfrage: Initiative 
(siehe auch Seiten 6-7)

Es ist viel gelaufen seit der letzten 
Ausgabe des Gr¿nen Pfeffers. 

Am 7. Mªrz war die Abstimmung 
zur Landhof-Initiative - und wir 
haben sie gewonnen, ein grossar-
tiger Erfolg (siehe Seite 7). 

Bei den Riehener Wahlen konn-
ten wir zwar keinen Gemeinde-
ratssitz gewinnen, legten aber im 
Einwohnerrat zu und haben nun 
Fraktionsstªrke erreicht (siehe 
Seite 8)

Jahresversammlung:
An der Jahresmitgliederversamm-
lung vom 20. April 2010 wurde das 
Prªsidium der Gr¿nen Partei in 
alter Zusammensetzung bestªtigt. 
Prªsident ist J¿rg Stºcklin, als Co-
Vize amten Conni Birchmeier und 
Harald Friedl. 

Neu in den Vorstand gewªhlt 
wurden Jan Schudel, Laura 
Stºcklin (jgb) und Laura Schwab 
(Ersatzmitglied jgb)

Interna

Resolution
Am Schluss der Jahresversamm-
lung wurde eine Resolution zur 
Integrationspolitik in Basel ver-
abschiedet. Diese ist auf unserer 
Website www.gruene-bs.ch als 
pdf einzusehen und kann dort run-
tergeladen werden.


